
 

 

 

VERWALTUNGSGERICHT DÜSSELDORF 

IM NAMEN DES VOLKES 
GERICHTSBESCHEID 

  

12 K 846/23.A 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

der Frau 

Klägerin, 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Keienborg und andere, Friedrich-Ebert-
Straße 17, 40210 Düsseldorf, Gz.: 121/22, 

g e g e n  

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des Innern 
und für Heimat, dieses vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge, dieser vertreten durch den Leiter der Außenstelle 
Düsseldorf, Erkrather Straße 345-349, 40231 Düsseldorf, Gz.: 9588771-461, 

Beklagte, 

w e g e n   Asylrechts (Verfahren nach der Dublin III-Verordnung – Überstellung 
nach Kroatien) 

hat Richterin am Verwaltungsgericht  
als Einzelrichterin 
der 12. Kammer des Verwaltungsgerichts Düsseldorf 
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am 29. März 2023  

für R e c h t  erkannt: 

Der Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 
26. Januar 2023 wird aufgehoben. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens, für das Gerichtskosten 
nicht erhoben werden. 

Der Gerichtsbescheid ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 
Die Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in 
Höhe von 110 % des zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn 
nicht die Klägerin vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe 
leistet. 

T a t b e s t a n d :  

Die i 1956 geborene Klägerin ist pakistanische Staatsangehörige. Sie reiste am 
2022 in die Bundesrepublik Deutschland ein und sprach  

bei der Ausländerbehörde der Stadt  vor; sie beantragte die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG. Die Klägerin stellte keinen Asylantrag. 

Das Bundesamt stellte aufgrund eines Eurodac-Treffers (HR1 ) fest, dass die 
Klägerin  in Kroatien einen Asylantrag gestellt hatte. Das Bundesamt 
richtete  ein Wiederaufnahmegesuch nach der Dublin III-Verordnung 
an Kroatien. Die kroatischen Behörden gaben dem Gesuch 

statt. 

Die Klägerin gab in ihrer Anhörung bei der Ausländerbehörde  an: Ihre Tochter, 
Frau , lebe in . Sie sei wegen Pflegebedürftigkeit und Erkrankung 
auf die Unterstützung ihrer Tochter angewiesen. Sie sei auf einen Rollstuhl angewiesen 
und wolle bei ihrer Tochter leben, die ihre Versorgung und Pflege übernehmen solle. Sie 
leide an 

. In 
Deutschland lebten keine weiteren Verwandten . Sie habe noch eine 
Tochter, die in Pakistan lebe. Aber deren Ehemann erlaube es nicht, dass sie bei ihnen 
wohne. Sie könne daher nur zu ihrer Tochter in Deutschland.  

. 
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Das Bundesamt ordnete mit Bescheid vom 26. Januar 2023 die Abschiebung der Klägerin 
nach Kroatien an (Ziffer 1) und ordnete das Einreise- und Aufenthaltsverbot gemäß § 11 
Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes an und befristete es auf 19 Monate ab dem Tag der 
Abschiebung (Ziffer 2). Der Bescheid wurde am 30. Januar 2023 als Einschreiben zur Post 
gegeben. 

Die Klägerin hat am 6. Februar 2023 die vorliegende Klage erhoben und gleichzeitig einen 
Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes (12 L 335/23.A) gestellt; mit Beschluss 
vom 3. März 2023 hat das Gericht die aufschiebende Wirkung der Klage hinsichtlich 
Ziffer 3 des Bescheides vom 26. Januar 2023 angeordnet. 

Zur Begründung ihrer Klage trägt die Klägerin vor: Sie sitze im Rollstuhl und leide unter 
Bluthochdruck. Sie sei krank und behindert und auf die Unterstützung ihrer Tochter 
angewiesen, die Inhaberin einer Aufenthaltserlaubnis gemäß § 25 Abs. 3 AufenthG sei. 
Das Verwaltungsgericht Düsseldorf habe dieser 

ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 AufenthG zuerkannt. 

 

Die Klägerin beantragt schriftsätzlich sinngemäß, 

den Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 
26. Januar 2023 aufzuheben, 

hilfsweise, 

die Beklagte zu verpflichten festzustellen, dass in ihrer Person 
Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG 
hinsichtlich Kroatiens vorliegen. 

Die Beklagte beantragt schriftsätzlich, 

die Klage abzuweisen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der 
Streitakte, der Gerichtsakte des Verfahrens 12 L 335/23.A sowie der beigezogenen 
Verwaltungsvorgänge des Bundesamtes ergänzend Bezug genommen. 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

Das Gericht kann durch die Einzelrichterin entscheiden, nachdem ihr das Verfahren durch 
Beschluss der Kammer vom 7. März 2023 zur Entscheidung übertragen worden ist (vgl. 
§ 76 Abs. 1 AsylG). Die Entscheidung kann ohne mündliche Verhandlung durch 
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Gerichtsbescheid ergehen, weil die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher 
oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklärt ist (§ 84 VwGO). Die Beteiligten 
sind vorher gehört worden. 

Die Klage hat Erfolg. Sie ist zulässig und mit dem Hauptantrag begründet. 

Der angefochtene Bescheid vom 26. Januar 2023 erweist sich im maßgebenden Zeitpunkt 
der gerichtlichen Entscheidung (§ 77 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 AsylG) als rechtswidrig und 
verletzt die Klägerin in ihren Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

Die Abschiebungsanordnung in Ziffer 1 des Bescheides vom 26. Januar 2023 ist 
rechtswidrig. 

Nach § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylG ordnet das Bundesamt die Abschiebung des Ausländers 
in einen sicheren Drittstaat (§ 26a AsylG) oder in einen für die Durchführung des 
Asylverfahrens zuständigen Staat (§ 29 Abs. 1 Nr. 1 AsylG) an, sobald feststeht, dass sie 
durchgeführt werden kann. Dies gilt auch, wenn der Ausländer – wie hier die Klägerin – 
den Asylantrag in einem anderen auf Grund von Rechtsvorschriften der Europäischen 
Union oder eines völkerrechtlichen Vertrages für die Durchführung des Asylverfahrens 
zuständigen Staat gestellt oder vor der Entscheidung des Bundesamtes zurückgenommen 
hat (§ 34a Abs. 1 Satz 2 AsylG). Gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) AsylG ist ein 
Asylantrag unzulässig, wenn ein anderer Staat nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 (ABl. L 180 vom 29. Juni 2013, S. 31; Dublin III-Verordnung) für die 
Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist. 

Die Zuständigkeit richtet sich dabei im Fall eines – hier gegebenen –
Wiederaufnahmeverfahrens nach Art. 23 ff. Dublin III-Verordnung nicht nach den Kriterien 
des Kapitels III der Dublin III-Verordnung, sondern ist anhand der Voraussetzungen der 
Art. 20 Abs. 5 oder Art. 18 Abs. 1 Buchstaben b) bis d) Dublin III-Verordnung zu 
bestimmen. 

Vgl. EuGH, Urteil vom 2. April 2019 – C-582/17 und C-583/17 –, juris, Rn. 58 ff. 

Gemessen hieran ist die Abschiebungsanordnung nach Kroatien rechtswidrig, weil die 
Voraussetzungen der §§ 34a Abs. 1 Satz 2, 29 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) AsylG nicht 
vorliegen. 

Offenbleiben kann dabei, ob Kroatien dem Grunde nach gemäß Art. 18 Abs. 1 
Buchstabe c) Dublin III-Verordnung für die Prüfung des dort gestellten Asylantrages der 
Klägerin zuständig ist. 

Denn die Beklagte ist gemäß Art. 16 Abs. 1 verpflichtet, die Klägerin und ihre Tochter 
zusammenzuführen. Nach Art. 16 Abs. 1 Dublin III-Verordnung gilt: Ist ein Antragsteller 
wegen Schwangerschaft, eines neugeborenen Kindes, schwerer Krankheit, ernsthafter 
Behinderung oder hohen Alters auf die Unterstützung seines Kindes, eines seiner 
Geschwister oder eines Elternteils, das/der sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhält, 
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angewiesen oder ist sein Kind, eines seiner Geschwister oder ein Elternteil, das/der sich 
rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhält, auf die Unterstützung des Antragstellers 
angewiesen, so entscheiden die Mitgliedstaaten in der Regel, den Antragsteller und dieses 
Kind, dieses seiner Geschwister oder Elternteil nicht zu trennen bzw. sie 
zusammenzuführen, sofern die familiäre Bindung bereits im Herkunftsland bestanden hat, 
das Kind, eines seiner Geschwister oder der Elternteil in der Lage ist, die abhängige 
Person zu unterstützen und die betroffenen Personen ihren Wunsch schriftlich kundgetan 
haben. 

Diese Voraussetzungen liegen vor. Die Tochter der Klägerin, hält sich 
rechtmäßig mit einer Aufenthaltserlaubnis gemäß § 25 Abs. 3 AufenthG in Deutschland 
auf. Aus dem vorgelegten Attest des Arztes 

 ergibt 
sich, dass die Klägerin aus gesundheitlichen Gründen auf die Unterstützung ihrer Tochter 
angewiesen ist. Hiernach ist die Klägerin 

 deutlich in Ihrer Mobilität eingeschränkt und somit 
auf fremde Hilfe bezüglich Hausarbeiten, Waschen und Essenszubereitung angewiesen. 
Sie ist aufgrund ihrer Erkrankungen nicht in der Lage, den Alltag alleine zu führen. Ihre in 
der Bundesrepublik Deutschland lebende Tochter übernimmt neben Alltagsaufgaben wie 
Haushalt und Einkäufe auch die häusliche Pflege ihrer Mutter. Die Klägerin ist zudem nach 
eigenen Angaben auf den Rollstuhl angewiesen. Die familiäre Bindung zwischen der 
Klägerin und ihrer Tochter hat bereits im Herkunftsland bestanden und die Tochter der 
Klägerin ist in der Lage, ihre Mutter zu unterstützen. Die Klägerin und ihre Tochter haben 
einen entsprechenden Wunsch auch schriftlich kundgetan – die Klägerin im 
Verwaltungsverfahren und im vorliegenden gerichtlichen Verfahren, die Tochter der 
Klägerin mit zur Gerichtsakte gereichten Erklärung vom 3. Februar 2023. Gründe, die 
entgegen der Regel des Art. 16 Abs. 1 Dublin III-Verordnung die Trennung von Mutter und 
Tochter rechtfertigen würden, sind nicht ersichtlich. 

Unabhängig davon und selbständig tragend ergibt sich eine Zuständigkeit der Beklagten 
aus Art. 3 Abs. 2 UAbs. 2 und 3 Dublin III-Verordnung. Nach diesen Vorschriften gilt: 
Erweist es sich als unmöglich, einen Antragsteller an den zunächst als zuständig 
bestimmten Mitgliedstaat zu überstellen, da es wesentliche Gründe für die Annahme gibt, 
dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen für Antragsteller in diesem 
Mitgliedstaat systemische Schwachstellen aufweisen, die eine Gefahr einer 
unmenschlichen oder entwürdigenden Behandlung im Sinne des Art. 4 der EU-
Grundrechtecharta mit sich bringen, so setzt der die Zuständigkeit prüfende Mitgliedstaat 
die Prüfung der in Kapitel III vorgesehenen Kriterien fort, um festzustellen, ob ein anderer 
Mitgliedstaat als zuständig bestimmt werden kann. Kann keine Überstellung gemäß 
diesem Absatz an einen aufgrund der Kriterien des Kapitels III bestimmten Mitgliedstaat 
oder an den ersten Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt wurde, vorgenommen werden, 
so wird der die Zuständigkeit prüfende Mitgliedstaat der zuständige Mitgliedstaat. 

Gemessen daran erweist sich eine Überstellung der hier konkret betroffenen Klägerin 
nach Kroatien als unzulässig, weil ihr dort aufgrund ihrer besonderen individuellen 
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Situation für den Fall einer Zuerkennung internationalen Schutzes eine unmenschliche 
bzw. erniedrigende Behandlung im Sinne von Art. 4 der EU-Grundrechtecharta bzw. Art. 3 
EMRK droht. 

Die Lage anerkannter Schutzberechtigter ist auch bei sog. Dublin-Rückkehrern bereits in 
den Blick zu nehmen. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist es für die Anwendung des 
Art. 4 der EU-Grundrechtecharta gleichgültig, ob es zum Zeitpunkt der Überstellung, 
während des Asylverfahrens oder nach dessen Abschluss dazu kommt, dass die 
betreffende Person auf Grund ihrer Überstellung an den zuständigen Mitgliedstaat einem 
ernsthaften Risiko ausgesetzt wird, eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
zu erfahren. Die Überstellung eines Antragstellers oder Schutzberechtigten in einen 
Mitgliedstaat ist in all jenen Situationen ausgeschlossen, in denen ernsthafte und durch 
Tatsachen bestätigte Gründe für die Annahme vorliegen, dass er bei seiner Überstellung 
oder infolge seiner Überstellung eine solche Gefahr laufen wird.  

Vgl. EuGH, Urteil vom 19. März 2019 – C-163/17 –, juris, Rn. 87 ff., und Beschluss vom 13. November 
2019 – C-540 und 541/17 –, juris, Rn. 39. 

Für die Beantwortung der Frage, ob eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
im Sinne von Art. 4 der EU-Grundrechtecharta vorliegt, geht der EuGH von folgenden 
Maßstäben aus: 

Im Kontext des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems gelte – auf Grundlage des 
Grundsatzes gegenseitigen Vertrauens zwischen den Mitgliedstaaten – die Vermutung, 
dass die Behandlung der Antragsteller und Schutzberechtigten in jedem einzelnen Mit-
gliedstaat in Einklang mit den Erfordernissen der EU-Grundrechtecharta, der Genfer 
Flüchtlingskonvention und der EMRK stehe. Allerdings könne nicht ausgeschlossen 
werden, dass dieses System in der Praxis auf größere Funktionsstörungen in einem be-
stimmten Mitgliedstaat stoße, so dass ein ernsthaftes Risiko bestehe, dass Antragsteller 
oder Schutzberechtigte bei einer Überstellung in diesen Mitgliedstaat in einer Weise be-
handelt würden, die mit ihren Grundrechten unvereinbar sei. 

Vgl. EuGH, Urteile vom 19. März 2019 – C-163/17 –, juris, Rn. 82 f. und 87 bis 89, und vom 19. März 
2019 – C-297/17 u.a. –, juris, Rn. 83 ff. 

Die Überstellung eines Antragstellers oder Schutzberechtigten in einen Mitgliedstaat sei in 
all jenen Situationen ausgeschlossen, in denen ernsthafte und durch Tatsachen bestätigte 
Gründe für die Annahme vorlägen, dass er bei seiner Überstellung oder infolge seiner 
Überstellung einem ernsthaften Risiko ausgesetzt sei, eine unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung im Sinne von Art. 4 der EU-Grundrechtecharta zu erfahren. 

Vgl. EuGH, Urteile vom 19. März 2019 – C-163/17 –, juris, Rn. 88, 98, und vom 19. März 2019 – C-
297/17 –, juris, Rn. 87 f., und Beschluss vom 13. November 2019 – C-540 und 541/17 –, juris, Rn. 39; 
vgl. auch BVerfG, Beschluss vom 10. Oktober 2019 – 2 BvR 1380/19 –, juris, Rn. 15. 
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Für die Anwendung von Art. 4 der EU-Grundrechtecharta sei es gleichgültig, ob es zu 
diesem Risiko einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung der betreffenden 
Person zum Zeitpunkt der Überstellung, während des Asylverfahrens oder nach dessen 
Abschluss komme. 

Vgl. EuGH, Urteil vom 19. März 2019 – C-163/17 –, juris, Rn. 88. 

Insoweit sei das zuständige Gericht verpflichtet, auf der Grundlage objektiver, 
zuverlässiger, genauer und gebührend aktualisierter Angaben und im Hinblick auf den 
durch das Unionsrecht gewährleisteten Schutzstandard der Grundrechte zu würdigen, ob 
entweder systemische oder allgemeine oder aber bestimmte Personengruppen 
betreffende Schwachstellen vorliegen. Derartige Schwachstellen fielen nur dann unter 
Art. 4 der EU-Grundrechtecharta, wenn sie eine besonders hohe Schwelle der 
Erheblichkeit erreichten, die von sämtlichen Umständen des Falles abhänge. Diese 
besonders hohe Schwelle der Erheblichkeit sei erreicht, wenn die Gleichgültigkeit der 
Behörden eines Mitgliedstaats zur Folge habe, dass eine vollständig von öffentlicher 
Unterstützung abhängige Person sich unabhängig von ihrem Willen und ihren 
persönlichen Entscheidungen in einer Situation extremer materieller Not befinde, die es ihr 
nicht erlaube, ihre elementarsten Bedürfnisse zu befriedigen, wie insbesondere sich zu 
ernähren, sich zu waschen und eine Unterkunft zu finden, und die ihre physische oder 
psychische Gesundheit beeinträchtige oder sie in einen Zustand der Verelendung 
versetze, der mit der Menschenwürde unvereinbar sei. 

Vgl. EuGH, Urteile vom 19. März 2019 – C-163/17 –, juris, Rn. 87 ff., und vom 19. März 2019 – C-
297/17 u.a. –, juris, Rn. 87 ff., und Beschluss vom 13. November 2019 – C-540 und 541/17 –, juris, 
Rn. 39. 

Große Armut oder eine starke Verschlechterung der Lebensverhältnisse der betreffenden 
Person reichten nicht aus, sofern sie nicht mit extremer materieller Not verbunden seien. 
Das Fehlen familiärer Solidarität sei keine ausreichende Grundlage für die Feststellung 
einer Situation extremer materieller Not. Auch Mängel bei der Durchführung von 
Programmen zur Integration von Schutzberechtigten reichten für einen Verstoß gegen 
Art. 4 der EU-Grundrechtecharta nicht aus. Schließlich könne der bloße Umstand, dass im 
ersuchenden Mitgliedstaat die Sozialhilfeleistungen und/oder die Lebensverhältnisse 
günstiger seien als im normalerweise zuständigen Mitgliedstaat, nicht die 
Schlussfolgerung stützen, dass die betreffende Person im Fall ihrer Überstellung 
tatsächlich der Gefahr ausgesetzt sei, eine gegen Art. 4 der EU-Grundrechtecharta 
verstoßende Behandlung zu erfahren. 

Vgl. EuGH, Urteil vom 19. März 2019 – C-163/17 –, juris, Rn. 93 f. und 96 f., und Beschluss vom 
13. November 2019 – C-540 und 541/17 –, juris, Rn. 39. 

Ein Verstoß gegen Art. 4 der EU-Grundrechtecharta liegt daher erst vor, wenn die 
elementarsten Bedürfnisse nicht befriedigt werden können, insbesondere eine Unterkunft 
zu finden, sich zu ernähren und zu waschen („Bett, Brot, Seife“). 
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Vgl. BVerwG, Urteil vom 4. Juli 2019 – 1 C 45/18 –, juris, Rn. 12 m.w.N.; OVG NRW, Beschluss vom 
16. Dezember 2019 – 11 A 228/15.A –, juris, Rn. 44; VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 
27. Mai 2019 – A 4 S 1329/19 –, juris, Rn. 5. 

Der Verstoß gegen Art. 4 der EU-Grundrechtecharta muss unabhängig vom Willen des 
Betroffenen drohen, liegt mithin nicht vor, wenn der Betroffene nicht den Versuch unter-
nimmt, sich unter Zuhilfenahme der bescheidenen Möglichkeiten und gegebenenfalls unter 
Inanspruchnahme gerichtlichen Rechtsschutzes eine Existenz aufzubauen. 

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 16. Dezember 2019 – 11 A 228/15.A –, juris, Rn. 47; OVG Schleswig-
Holstein, Urteil vom 25. Juli 2019 – 4 LB 12/17 –, juris, Rn. 134 f. 

Nach diesen Maßstäben droht der hier konkret betroffenen Klägerin aufgrund ihrer 
besonderen individuellen Situation bei einer Rückkehr nach Kroatien im Falle der 
Zuerkennung internationalen Schutzes mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit eine gegen 
Art. 3 EMRK, 4 EU-Grundrechtecharta verstoßende Behandlung. 

Zwar stellen sich die Lebensverhältnisse für international Schutzberechtigte in Kroatien 
nach der Rechtsprechung der erkennenden Kammer nicht allgemein als unmenschlich 
oder erniedrigend im Sinne von Art. 4 EU-Grundrechtecharta bzw. Art. 3 EMRK dar. 

Vgl. VG Düsseldorf, Beschlüsse vom 1. Februar 2023 – 12 L 153/23.A, und vom 28. Februar 2023 –
 12 L 431/23.A –; ebenso VG Köln, Gerichtsbescheid vom 5. Juni 2020 – 14 K 2172/19.A –, juris, 
Rn. 18 ff. 

Anerkannten Schutzberechtigten droht in Kroatien nicht automatisch die Obdachlosigkeit. 
Verfügen sie nicht über die Mittel, ihren Lebensunterhalt zu bestreiten, haben sie das 
Recht auf Unterbringung für einen Zeitraum von zwei Jahren ab Statuszuerkennung. Dazu 
ist ein Antrag bei der zuständigen Sozialfürsorgestelle nötig. Nach der zweijährigen 
Integrationsphase wird die Unterbringung nach dem Gesetz über Sozialleistungen 
geregelt. Schutzberechtigte sind nach den zwei Jahren, in denen sie auf Staatskosten 
gewohnt haben, zwar oft nicht in der Lage, eine eigene Unterkunft zu finden und zu 
bezahlen. In der Praxis dürfen sie aber in den entsprechenden Aufnahmezentren bleiben, 
bis eine angemessene Unterkunft bzw. Wohnung für sie gefunden ist. 

Vgl. Österr. Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Länderinformationsblatt der 
Staatendokumentation – Kroatien, Gesamtaktualisierung am 18. Mai 2020, S. 16 ff.; aida, Country 
Report: Croatia, 2021 Update, April 2022, S. 132 ff., abrufbar unter: https://asylumineurope.org/wp-
content/uploads/2022/04/AIDA-HR_2021update.pdf. 

Zudem können anerkannt Schutzberechtigte in Kroatien jedenfalls vorübergehend und 
ergänzend auf staatliche Leistungen und die Unterstützung durch caritative 
Organisationen zurückgreifen. 

Alle Schutzberechtigte haben denselben Anspruch auf Sozialhilfe wie kroatische Bürger. 
Sie werden beim Erhalt und Ausfüllen der notwendigen Unterlagen zur Wahrnehmung von 

Marcel Keienborg
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Sozialhilferechten unterstützt. Berichten zufolge ist die Sozialhilfe jedoch nicht 
ausreichend, um den eigenen Lebensunterhalt zu decken. 

Vgl. Österr. Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Länderinformationsblatt der 
Staatendokumentation – Kroatien, Gesamtaktualisierung am 18. Mai 2020, S. 16; aida, Country 
Report: Croatia, 2021 Update, April 2022, S. 140 f. 

Berechtigte internationalen Schutzes sind zwar nicht krankenversichert, sie haben jedoch 
vollen Zugang zu medizinischer Versorgung, wobei der kroatische Staat die Kosten zu 
tragen hat. Sie müssen dazu lediglich ihre Identitätskarte vorlegen. Trotzdem gibt es in der 
Praxis Zugangshindernisse in Form von Sprachbarrieren sowie der Unwissenheit seitens 
des medizinischen Personals über die Rechte von Schutzberechtigten. 

Vgl. Österr. Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Länderinformationsblatt der 
Staatendokumentation – Kroatien, Gesamtaktualisierung am 18. Mai 2020, S. 18; aida, Country 
Report: Croatia, 2021 Update, April 2022, S. 141 f. 

NGOs fördern die Integration international Schutzberechtigter mit zahlreichen Projekten. 

Vgl. aida, Country Report: Croatia, 2021 Update, April 2022, S. 116 ff. 

Schließlich kann nicht davon ausgegangen werden, dass die Suche nach einer 
Erwerbstätigkeit für international Schutzberechtigte in Kroatien von vornherein 
aussichtslos oder mit solchen Schwierigkeiten verbunden ist, dass mit beachtlicher 
Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden könnte, international Schutzberechtigte 
könnten in Kroatien ihren Lebensunterhalt – ggf. mit ergänzender staatlicher und 
caritativer Unterstützung – nicht selbst sicherstellen. 

Schutzberechtigte haben in Kroatien denselben Zugang zum Arbeitsmarkt wie kroatische 
Bürger. Sie werden in der Integrationsphase von Sozialarbeitern betreut, die auch bei der 
Arbeitsvermittlung und Ausbildungsmaßnahmen helfen, zum Teil auch in Zusammenarbeit 
mit NGOs. Das Haupthindernis bei der Suche nach einer Beschäftigung ist das Erlernen 
der kroatischen Sprache, deren Beherrschung eine Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Integration und den Zugang zum Arbeitsmarkt ist. Laut Informationen des Arbeitsamts 
waren im Jahr 2019 146 anerkannte Flüchtlinge, 12 Personen unter subsidiärem Schutz 
und 13 Familienangehörige von Personen mit internationalem Schutzstatus als arbeitslos 
registriert. 

Vgl. Österr. Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Länderinformationsblatt der 
Staatendokumentation – Kroatien, Gesamtaktualisierung am 18. Mai 2020, S. 17; aida, Country 
Report: Croatia, 2021 Update, April 2022, S. 135 ff. 

Nach den dem Gericht vorliegenden aktuellen Erkenntnissen und den im Zeitpunkt der 
gerichtlichen Entscheidung allgemein zugänglichen Informationen ist mithin davon 
auszugehen, dass die Schaffung von menschenwürdigen Lebensbedingungen für 
international Schutzberechtigte in Kroatien auch von der Eigenverantwortlichkeit und 
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Eigeninitiative des anerkannt Schutzberechtigten abhängig ist. Entscheidend ist, ob es ihm 
nach einer Anlaufzeit – ggf. mit Unterstützung durch den kroatischen Staat und NGOs – 
gelingen wird, trotz mangelnder Sprachkenntnisse und des ihm fremden Lebensumfeldes 
Arbeit zu finden und aus den daraus erzielten Einkünften seinen Lebensunterhalt auf 
zumindest niedrigem Niveau und damit auch seine elementarsten Grundbedürfnisse zu 
sichern. 

Vgl. nur VG Düsseldorf, Beschlüsse vom 1. Februar 2023 – 12 L 153/23.A, und vom 28. Februar 2023 
– 12 L 431/23.A –. 

Letzteres ist für die hier konkret betroffene Klägerin nicht anzunehmen. Es ist aus 
individuellen, in ihrer Person liegenden besonderen Gründen nicht ersichtlich, wie sie als 
international Schutzberechtigte in Kroatien die Befriedigung ihrer elementaren Bedürfnisse 
in Bezug auf Unterkunft, Ernährung und sanitäre Einrichtungen dauerhaft gewährleisten 
könnte. Es drohen vielmehr Obdachlosigkeit und Verelendung. Die Klägerin wird aller 
Voraussicht nach nicht in der Lage sein, sich den dargestellten Bedingungen für 
international Schutzberechtigte in Kroatien zu stellen. Es wird ihr nicht gelingen, mit der 
ggf. in Kroatien gewährten Unterstützung eigenverantwortlich ihren Lebensunterhalt 
sicherzustellen. Die dortigen Sozialleistungen sind nach den dem Gericht vorliegenden 
Erkenntnissen nicht ausreichend, um den Lebensunterhalt der Klägerin vollständig zu 
decken. 

Die Klägerin zählt zu den in Art. 20 Abs. 3 der Richtlinie 2011/95/EU vom 13. Dezember 
2011 über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als 
Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für 
Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes (Qualifikationsrichtlinie; ABl. L 337 vom 20. Dezember 2011, S. 9) 
genannten besonders schutzbedürftigen Personengruppen. Denn die 66 Jahre alte 
Klägerin gehört der Gruppe der älteren Menschen an; zudem ist sie gesundheitlich stark 
angeschlagen. Sie ist aufgrund ihrer Erkrankungen nicht in der Lage, den Alltag alleine zu 
führen. Sie ist deutlich in Ihrer Mobilität eingeschränkt und auf fremde Hilfe bezüglich 
Hausarbeiten, Waschen und Essenszubereitung angewiesen. 

Infolge der Aufhebung der Abschiebungsanordnung gemäß Ziffer 1 des Bescheides ist 
auch die Anordnung und Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbotes gemäß Ziffer 2 
aufzuheben. 

Einer Entscheidung über den Hilfsantrag bedurfte es wegen der Aufhebung des 
angefochtenen Bescheides nicht mehr. 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 1, 83b AsylG. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO i.V.m. 
§§ 708 Nr. 11, 711 Satz 1 ZPO. 
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Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Gerichtsbescheid kann innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung die Zulassung der Beru-
fung (1) oder mündliche Verhandlung (2) beantragt werden. Wird von beiden Rechtsbehelfen Gebrauch ge-
macht, findet mündliche Verhandlung statt. 

(1) Über den Antrag auf Zulassung der Berufung entscheidet das Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Münster. Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 
1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 
2. der Gerichtsbescheid von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-

Westfalen, des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des 
Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

3. ein in § 138 der Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird und 
vorliegt. 

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Düsseldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder 
Postfach 20 08 60, 40105 Düsseldorf) schriftlich zu stellen. Er muss den angefochtenen Gerichtsbescheid 
bezeichnen. 

Auf die seit dem 1. Januar 2022 unter anderem für Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des 
öffentlichen Rechts geltende Pflicht zur Übermittlung als elektronisches Dokument nach Maßgabe der 
§§ 55a, 55d Verwaltungsgerichtsordnung – VwGO – und der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV –) wird hingewiesen. 

In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. 

Im Berufungs- und Berufungszulassungsverfahren müssen sich die Beteiligten durch 
Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die das Verfahren 
eingeleitet wird. Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der 
die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. Auf die zusätzlichen 
Vertretungsmöglichkeiten für Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der 
von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse wird hingewiesen (vgl. 
§ 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und § 5 Nr. 6 des Einführungsgesetzes zum Rechtsdienstleistungsgesetz – 
RDGEG –). Darüber hinaus sind die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und 
Organisationen unter den dort genannten Voraussetzungen als Bevollmächtigte zugelassen. 

Die Antragsschrift soll möglichst dreifach eingereicht werden. Im Fall der Einreichung als elektronisches 
Dokument bedarf es keiner Abschriften. 

(2) Anstelle des Antrags auf Zulassung der Berufung kann mündliche Verhandlung beantragt werden. Der 
Gerichtsbescheid wirkt als Urteil; wird rechtzeitig mündliche Verhandlung beantragt, gilt er als nicht 
ergangen. 

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle bei dem 
Verwaltungsgericht Düsseldorf (Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf oder Postfach 20 08 60, 
40105 Düsseldorf) zu stellen. 

Auf die seit dem 1. Januar 2022 unter anderem für Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des 
öffentlichen Rechts geltende Pflicht zur Übermittlung als elektronisches Dokument nach Maßgabe der 
§§ 55a, 55d Verwaltungsgerichtsordnung – VwGO – und der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV –) wird hingewiesen. 
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Der Antrag soll möglichst dreifach eingereicht werden. Im Fall der Einreichung als elektronisches Dokument 
bedarf es keiner Abschriften. 

  




